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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Errichtung der
»Velanie und Nils Jebram 2025 Familienstiftung*

Bekanntmachung
des Ministeriums des Innern und fir Kommunales
Vom 18. Juni 2025

Auf Grund des § 15 des Stiftungsgesetzes fiir das Land Bran-
denburg (StiftGBbg) vom 30. Juni 2022 (GVBI. I Nr. 18), das
durch Artikel 42 des Gesetzes vom 5. Médrz 2024 (GVBIL. I Nr. 9
S. 19) geéndert worden ist, wird hiermit die Anerkennung der
,,Melanie und Nils Jebram 2025 Familienstiftung™ mit Sitz in
Falkensee als rechtsfihig 6ffentlich bekannt gemacht.

Die Stiftung ist eine Familienstiftung. Zweck der Stiftung ist
die Versorgung sowie die Forderung des Wohls und der ideel-
len, materiellen und finanziellen Interessen der Stifter und ihrer
gemeinsamen leiblichen und gesetzlichen Kinder sowie deren
Abkommlinge in gerader Linie (,,Stifterfamilie; Destinatére)
in allen Lebenslagen.

Die gemil § 4 Absatz 1 StiftGBbg zustindige Verwaltungs-
behorde fiir die Anerkennung einer Stiftung mit Sitz im Land
Brandenburg, das Ministerium des Innern und fiir Kommuna-
les, hat die Anerkennung der Rechtsféhigkeit mit Urkunde vom
18. Juni 2025 erteilt.

Ausschreibung
der im Jahr 2026 vorgesehenen Programme
fiir die stiidtebauliche Erneuerung
und Weiterentwicklung (Stiidtebauforderung)

Bekanntmachung
des Ministeriums fiir Infrastruktur und Landesplanung
des Landes Brandenburg
Az.: 3211 - Programmjahr 2026
Vom 3. Juli 2025

I
Allgemeines

1 Die Stddtebauforderung im Land Brandenburg dient seit
mehr als 30 Jahren dem Abbau stidtebaulicher Miss-
stainde und Entwicklungsdefizite sowie einer zeitgemafien
und nachhaltigen Weiterentwicklung gewachsener bau-
licher Strukturen. Sie starkt in den Stddten und Gemeinden
Brandenburgs die Identitdt und Attraktivitit. Unabhéngig
von der Grofle der Kommune oder ihrer Lage - im Weiteren
Metropolenraum oder im Berliner Umland - ist die Stédte-
bauforderung das Leitprogramm fiir eine zukunftsgerechte
Entwicklung der Stddte und Gemeinden. Der Bund und das
Land Brandenburg unterstiitzen im Rahmen der Stadtebau-
forderung die Stidte und Gemeinden auf dem Weg hin zu

einer nachhaltigen Stadtentwicklung in wirtschaftlichen,
sozialen, kulturellen und dkologischen Bereichen.

Als lernendes Programm reagiert die Stadtebauforderung
flexibel auf neue und wechselnde Herausforderungen und
legt Grundlagen fiir eine bestandsorientierte, klimavertrag-
liche, ressourcenschonende und widerstandstiahige Weiter-
entwicklung der Stadte und Gemeinden.

So sind bei der Planung, Vorbereitung und Durchfiihrung
der Gesamtmafnahme Mafnahmen des Klimaschutzes
beziehungsweise zur Anpassung an den Klimawandel im
Sinne der klimagerechten und klimaresilienten Stadtent-
wicklung zu beriicksichtigen.

Stiddtebauforderung beruht auf den Grundsétzen des be-
sonderen Stddtebaurechts im zweiten Kapitel des Bau-
gesetzbuchs (BauGB). Die Forderung erfolgt auf der
Grundlage von § 164a, § 164b und § 169 Absatz 1 Num-
mer 9 BauGB, der noch zwischen Bund und Lindern ab-
zuschlieBenden Verwaltungsvereinbarung zur Stidtebau-
forderung 2026 und der Stadtebauforderungsrichtlinie vom
20. September 2021 (ABI. S. 792/2). Diese Ausschreibung
erfolgt vorbehaltlich der Entscheidung der Haushaltsgesetz-
geber, Bundes- sowie Landesmittel fiir das Programm 2026
bereitzustellen.

Stidtebauforderung erfolgt stets gebietsbezogen innerhalb
einer Forderkulisse. Es erfolgt die gebiindelte Vorbereitung,
Begleitung und Umsetzung von Einzelvorhaben innerhalb
eines abgegrenzten Gebietes, welches als Sanierungs-
gebiet gemdlB § 142 BauGB, Erhaltungsgebiet gemaf § 172
BauGB, Stadtumbaugebiet gemél § 171b BauGB, Gebiet
der Sozialen Stadt gemél § 171e BauGB, Untersuchungs-
gebiet gemil § 141 BauGB (bei Neuaufnahme fiir maxi-
mal drei Jahre), Maflnahmengebiet gemall § 171f BauGB
oder stidtebaulicher Entwicklungsbereich gemill § 165
BauGB durch gemeindlichen Beschluss festgelegt wird,
im Rahmen eines stddtebaulichen Erneuerungs- und Ent-
wicklungsprozesses (stadtebauliche Gesamtmalinahme) zur
Behebung von Substanz- und/oder Funktionsmingeln
(stddtebauliche Misssténde).

Unverzichtbar fiir eine erfolgreiche nachhaltige Stadtent-
wicklung ist die Erstellung und regelméafBige Fortentwicklung
eines umfassenden integrierten Stadtentwicklungskonzeptes
(INSEK) unter Beteiligung der Biirgerinnen und Biirger.

Aus diesem gesamtstidtischen Konzept ist eine - ge-
gebenenfalls aus einem Eckpunktepapier entwickelte - ge-
bietsbezogene integrierte stidtebauliche Zielplanung abzu-
leiten, in der die Ziele und MaBnahmen zur Bewéltigung der
stddtebaulichen Missstinde gemél § 136 Absatz 2 und 3,
§ 171a Absatz 2 oder § 171e Absatz 2 BauGB darzustellen
sind. Die stddtebauliche Zielplanung der Gemeinde hat die
iibergeordneten Zielsetzungen der Stadtebauforderung ins-
besondere zur Barrierefreiheit, Baukultur, Mitwirkung der
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Biirgerinnen und Biirger, zum Klimaschutz und zur Klima-
anpassung, Mobilitdtswende sowie Nachhaltigkeit zu be-
riicksichtigen.

4 Stddtebauforderung ist subsididr. Das bedeutet, dass die
Stddte und Gemeinden vor dem Einsatz von Stddtebau-
forderungsmitteln zundchst andere fachbezogene Investi-
tionshilfen zu nutzen haben und in der Biindelung der
Finanzierungsinstrumente groftmogliche Synergieeffekte
erreichen.

Stadtebauforderungsmittel werden zur Deckung der un-
rentierlichen Kosten der einheitlichen Vorbereitung und
ziigigen Durchfithrung einer stiddtebaulichen Gesamtmaf3-
nahme als Einheit nach § 164a Absatz 1 BauGB eingesetzt.
Fordergegenstand ist die GesamtmaBnahme.

5 Schwerpunkte der Férderung sind

- die Starkung der Innenstidte, historischen Stadtkerne
und Ortsmitten sowie von Stadtteilzentren,

- die Fortentwicklung von Stadt- und Ortsteilen mit be-
sonderem sozialem, 6konomischem und 6kologischem
Entwicklungsbedarf,

- die Herstellung nachhaltiger stiddtebaulicher Strukturen
bei erheblichen Funktionsverlusten, insbesondere bei
Brachflichen und Gebaudeleerstanden, sowie

- die Anpassung der stiddtebaulichen Strukturen an den
Klimawandel.

Die stddtebauliche Erneuerung und Weiterentwicklung
soll nach dem Grundsatz ,,Innenentwicklung vor Aullen-
entwicklung® mafigeblich zur Nachverdichtung, zur Re-
vitalisierung von Brachflaichen und damit zur Reduzierung
der Freiflicheninanspruchnahme fiir Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke im Sinne einer nachhaltigen Stadtentwicklung
beitragen.

Die Innenstéddte und Ortskerne sollten als lebendige, urba-
ne, gemischt genutzte Mittelpunkte der Kommunen wahr-
genommen werden koénnen.

II.
Forderkonditionen

Die Forderkonditionen stehen unter dem Vorbehalt des Ab-
schlusses einer entsprechenden Verwaltungsvereinbarung mit
dem Bund.

Das Bewilligungsvolumen fiir die stidtebauliche Erneuerung
und Entwicklung wird sowohl beim Bund als auch beim Land
erst im Rahmen der Aufstellung des Bundes- sowie des Landes-
haushalts 2025/2026 festgelegt.

Es ist davon auszugehen, dass Fordermittel iiber einen Zeit-
raum von sieben Jahren ausgereicht werden.

Die zur Verfiigung stehenden Finanzhilfen werden fiir die vom
Bund fiir 2026 vorgesehenen Bund-Lander-Programme ein-
gesetzt. Dies sind voraussichtlich:

- Lebendige Zentren - Erhalt und Entwicklung der Stadt- und
Ortskerne (LZ),

- Sozialer Zusammenbhalt - Zusammenleben im Quartier ge-
meinsam gestalten (SZH),

- Wachstum und nachhaltige Erneuerung - Lebenswerte
Quartiere gestalten (WNE).

Grundsitzlich erfolgt eine Drittelférderung (1/3 Bund -
1/3 Land - 1/3 Kommunaler Eigenanteil). Hiervon kann auf-
grund programmspezifischer Regelungen (siche Nummer II1.)
abgewichen werden sowie wenn aufgrund der verpflichtenden
Haushaltssicherung in der jeweiligen Gemeinde ein Fordersatz
von 90 Prozent (Bundes- und Landesmittel) zugelassen werden
kann.

Fiir die Sicherung von Altbauten oder anderer das Stadtbild
priagender Gebdude konnen bis zu 90 Prozent aus Bundes- und
Landesmitteln finanziert werden.

1.
Programme

Lebendige Zentren -
Erhalt und Entwicklung der Stadt- und Ortskerne (LZ)

Mit dem Bund-Lander-Programm ,,Lebendige Zentren - Er-
halt und Entwicklung der Stadt- und Ortskerne* werden die
Anpassung, Stiarkung und Revitalisierung sowie die Erhaltung
von Stadtkernen, historischen Altstddten, Stadtteilzentren, die
Profilierung und Standortaufwertung sowie die Erhaltung und
Foérderung von Nutzungsvielfalt unterstiitzt. Ziel ist im Sinne
einer lebendigen Nutzungsmischung die Entwicklung der Zent-
ren zu attraktiven und identitdtsstiftenden Standorten fiir Woh-
nen, Arbeiten, Wirtschaft und Kultur.

Bei stiddtebaulichen GesamtmalBnahmen in historischen Alt-
stddten und Stadtbereichen mit denkmalgeschiitzter bezie-
hungsweise besonders erhaltenswerter Bausubstanz konnen
auf Grundlage einer stidtebaulichen Erhaltungssatzung gemif
§ 172 Absatz 1 Nummer 1 BauGB die forderfahigen Ausgaben
bis zu 80 Prozent aus Bundes- und Landesmitteln finanziert
werden.

Sozialer Zusammenhalt -
Zusammenleben im Quartier gemeinsam gestalten (SZH)

Das Ziel des Stddtebauférderungsprogramms ,,Sozialer Zusam-
menhalt - Zusammenleben im Quartier gemeinsam gestalten™
ist die Stirkung des sozialen Miteinanders und die Verbesserung
der Lebensqualitdt in Stadt- und Ortsteilen mit besonderen Ent-
wicklungsbedarfen. In Ergénzung zur bisherigen Zielstellung
- der ,,Stabilisierung und Aufwertung stidtebaulich, wirtschaft-
lich und sozial benachteiligter und strukturschwacher Stadt- und
Ortsteile® - soll explizit auch ein praventiver Ansatz ermoglicht
werden. Dariiber hinaus wird die bisherige Schwerpunktsetzung
mit dem Bezug zu wenigen konkreten Indikatoren erweitert und
ermdglicht so die Bearbeitung einer breiten Palette von Hand-
lungsfeldern wie Generationengerechtigkeit, Umweltgerechtig-
keit, Sicherheit im Quartier. Damit soll unter anderem ein Beitrag
zur Erhohung der Wohn- und Lebensqualitét und Nutzungsviel-
falt, der Integration aller Bevodlkerungsgruppen und zur Stér-
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kung des Zusammenbhalts in der Nachbarschaft geleistet werden.
Das Programm biindelt die Aktivitdten einer sozialen Stadtent-
wicklung und zeichnet sich vor allem durch seinen interdiszi-
plindren Ansatz aus. Das Programm ,,Sozialer Zusammenhalt*
unterstiitzt Stédte daher nicht nur in ihrer baulichen Entwicklung.
Ein Schwerpunkt des Programms umfasst auch das Quartiers-
management und die Mobilisierung von Teilhabe der Biirge-
rinnen und Biirger und ehrenamtlichem Engagement. Weitere
Informationen zur Ausrichtung des Programms finden sich auf
der Homepage des Ministeriums filir Infrastruktur und Landes-

planung (MIL) (https://mil.brandenburg.de).

Wachstum und nachhaltige Erneuerung -
Lebenswerte Quartiere gestalten (WNE)

Das Stidtebauférderungsprogramm ,,Wachstum und nach-
haltige Erneuerung - Lebenswerte Quartiere gestalten* soll
die Stidte und Gemeinden bei der Bewiltigung von demo-
grafischen und wirtschaftlichen Herausforderungen im Be-
reich der Stadterneuerung und Stadtentwicklung unterstiitzen.
Mit dem Programm werden GesamtmaBnahmen in Gebieten
gefordert, die von erheblichen stidtebaulichen Funktionsver-
lusten und Strukturverinderungen betroffen sind. Die Stidte
und Gemeinden sollen moglichst frithzeitig in die Lage versetzt
werden, sich auf Strukturverdnderungen und auf die damit ver-
bundenen stidtebaulichen Auswirkungen einzustellen. Ziel ist
es, die Entwicklung, die Umstrukturierung und die nachhaltige
Erneuerung dieser Gebiete zu lebenswerten Quartieren zu be-
fordern, auch in wachsenden Stddten und Gemeinden.

Es konnen in vier Teilprogrammen Forderantrage gestellt wer-
den:

Teilprogramm Aufwertung:

Forderung von FEinzelvorhaben zur Aufwertung von Stadt-
quartieren, in der Regel mit einer 2/3-Bundes- und Landes-
mittelforderung an den forderfahigen Kosten in Verbindung mit
1/3 kommunalen Eigenanteil.

Teilprogramm Riickbau:

Forderung des Riickbaus von Wohngebduden, die von struk-
turellem Leerstand betroffen sind und dauerhaft nicht mehr
bendtigt werden, mit bis zu 110 Euro je Quadratmeter (Bun-
des- und Landesmittel) forderfahiger Kosten. Dazu zéhlen:
Aufwendungen fir die Freimachung von Wohnungen, Auf-
wendungen fiir den Riickbau unmittelbar (Abrisskosten), Auf-
wendungen fiir eine einfache Wiedernutzung, dazu zéhlt ins-
besondere die Begriinung. Der Riickbau soll von auflen nach
innen erfolgen. Der Riickbau von vor 1919 errichteten Gebéu-
den in straflenparalleler Blockrandbebauung (Vorderhdusern)
oder anderen das Stadtbild pragenden Gebauden ist nicht forder-
fahig.

Teilprogramm Sicherung, Sanierung und Erwerb:
Forderung der Sicherung und Sanierung von Altbauten (Bau-
jahr vor 1949) sowie der Erwerb ebendieser Gebdude durch

die Kommune zum Zwecke der Sicherung oder Sanierung. In
diesem Programm ist eine Forderung bis zu 100 Prozent der

forderfahigen Kosten durch Bundes- und Landesmittel mog-
lich. Zusitzliche Fordergrundlage in diesem Teilprogramm ist
eine mit dem Land abgestimmte Altbauaktivierungsstrategie,
die in der stiddtebaulichen Zielplanung enthalten sein kann.

Teilprogramm Riickfithrung stidtischer Infrastruktur
(Forderung von MaBinahmen der Riickfiihrung der sozialen
und technischen Infrastruktur):

Bei der Herrichtung eines Gebédudes der sozialen Infrastruktur
fiir eine neue Nutzung kann eine Forderung der forderfahigen
Kosten von bis zu 90 Prozent Bundes- und Landesmittel ein-
gesetzt werden. Bei dem Riickbau eines Gebaudes der sozialen
Infrastruktur kénnen die forderfahigen Ausgaben mit bis zu
90 Prozent iiber Bundes- und Landesmittel sowie beim Riick-
bau der technischen Infrastruktur mit bis zu 50 Prozent Bundes-
und Landesmittel gefordert werden.

Interkommunale Kooperation (IKK)

In den drei vorgenannten Programmen ist auch die Forderung
von gemeindlichen interkommunalen Kooperationen (IKK)
moglich, in denen eine Gemeinde die Rechte und Pflichten der
Zuwendungsempfangenden fiir die Kooperation durch die Ko-
operationsvereinbarung iibernimmt (Leadpartner).

Die Forderung einer Kooperation in mehr als einem der drei
Stadtebauforderungsprogramme ist jedoch ausgeschlossen.

Als Forderkulissen kommen sowohl abgegrenzte Teilbereiche
von bestehenden stédtebaulichen Gesamtmalnahmen als auch
hiervon rdumlich getrennte, aber funktional verbundene Stand-
orte in den Verflechtungsbereichen Zentraler Orte in Frage. Die
Kooperationskulissen sind raumlich abzugrenzen. Umfang und
vorrangige funktionale Verbindung sowie die Zielsetzung der
Kooperation sind in einem Eckpunktepapier darzustellen.

Grundlage fiir die Forderung ist eine unter Beteiligung der
Biirgerinnen und Biirger erstellte Zielplanung, die sich aus
dem INSEK des Leadpartners sowie sonstigen iiberortlichen
Planungen und gegebenenfalls weiteren INSEKS der teil-
nehmenden Kommunen ableiten 1dsst.

Alle Vorhaben der Gesamtmafinahme miissen einen besonders
hohen Beitrag zur verfolgten Kooperationszielsetzung leisten.
Der Fordersatz betrédgt bis zu 90 Prozent Zuweisung von Bun-
des- und Landesmitteln.

Entsprechende Konzepte, die in den kooperierenden Gemeinden
bereits vorhanden sind, konnen unter Beriicksichtigung der
Eckpunktepapier-Struktur weiterentwickelt und daraus die
forderprogrammbezogene Zielplanung entwickelt werden.

Die Zielplanung einschlieBlich der rdumlichen Abgrenzung
ist von den kooperierenden Kommunen nach Abstimmung der
Realisierbarkeit mit dem Landesamt fiir Bauen und Verkehr
(LBV) zu beschlieflen.

Die darzustellende tibergemeindliche Zusammenarbeit hat die
im Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Branden-
burg (LEP HR) vorgezeichneten Leitlinien zur interkom-
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munalen Kooperation in den Verflechtungsbereichen Zentraler
Orte zu beriicksichtigen.

Ein Informationsblatt findet sich auf der Homepage des MIL
(https://mil.brandenburg.de).

V.
Verfahren

Eine Forderanfrage/Interessensbekundung in Form eines Eck-
punktepapiers mit Darstellung der stiddtebaulichen Missstinde
sowie der zu deren Beseitigung/Verminderung vorgesehenen
stddtebaulichen Vorhaben kann als (formlose) Vorstufe zum
Erstantrag jederzeit iiber das Online-Portal an das LBV - ohne
Beachtung von Antragsfristen - gestellt werden.

Als Antragsunterlagen fiir einen Erstantrag sind ergidnzend zu
den Antragsunterlagen (siehe Folgeantrag) - sofern diese dem
LBV noch nicht vorliegen - iiber das Online-Portal einzu-
reichen:

- ein gesamtstddtisches Integriertes Stadtentwicklungskonzept
(INSEK),

- im Fall der Forderung einer gemeindeiibergreifenden Zu-
sammenarbeit muss das INSEK auch diesen gemeindeiiber-
greifenden Zusammenhang darstellen und zwischen den
kooperierenden Gemeinden abgestimmt sein,

- ein Eckpunktepapier - falls dieses nicht im Vorfeld ein-
gereicht wurde - mit Darstellung der stidtebaulichen Miss-
stande sowie der zu deren Beseitigung/Verminderung vor-
gesehenen stidtebaulichen Vorhaben.

Wird in der Gemeinde bereits eine Gesamtmafinahme durch-
geflihrt beziehungsweise ist bereits eine stddtebauliche Ge-
samtmafinahme nach dem Baugesetzbuch durchgefiihrt wor-
den, ist dem Antrag eine Ubersichtskarte beizufiigen, in die
alle Gesamtmafinahmen eingezeichnet sind (auch abgerechnete
Gesamtmalinahmen); der Stand der Gesamtmalinahmen ist zu
erldutern.

Ist die Gesamtmalinahme bereits in vorangegangenen Jahren in
ein Stadtebauforderungsprogramm aufgenommen worden und
soll diese fortgefiihrt werden, ist ein Folgeantrag zu stellen.

Ein Folgeantrag ist iiber das Online-Portal an das LBV zu rich-
ten (siehe Internetauftritt des LBV).

Antragsbestandteile sind:

- Antrag auf Gewahrung einer Zuwendung,

- Gesamtfinanzierungsiibersicht,

- Angaben zu MaBinahmen des Klimaschutzes und zur An-
passung an den Klimawandel,

- Kosten- und Finanzierungsiibersicht,

- MalBnahmenliste,

- Formblatt zur Bestétigung des Landkreises.

Fiir die Nutzung der Online-Antragstellung ist ein personen-
bezogener Zugang erforderlich. Dieser ist unter der nach-

folgend benannten E-Mail-Adresse im Landesamt fiir Bauen
und Verkehr zu beantragen:

staedtebaufoerderung@lbv.brandenburg.de.

Antrige auf Aufnahme neuer stidtebaulicher Gesamtmal-
nahmen und Folgeantrdge fiir laufende GesamtmafBnahmen
fiir das Programmjahr 2026 der Stddtebauforderung sind
entsprechend dem vorgegebenen Antragsverfahren bis zum
30. Oktober 2025 zu stellen.

Die Antragsfrist ist im Hinblick auf eine ordnungsgeméBe Be-
arbeitung unbedingt einzuhalten.

Die Sachstandsberichte in textlicher und kartografischer Form
sind entsprechend dem vorgegebenen Antragsverfahren bis
zum 30. Oktober 2025 vorzulegen. Sie werden bei der Be-
arbeitung von Folgeantragen in die Gesamtschau einbezogen.

Genehmigung zum Vorhaben
wesentliche Anderung einer Biogasanlage
in 15236 Jacobsdorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 15. Juli 2025

Der Firma BKW Pillgram GmbH & Co. KG, Lichtenberger
Weg 4 in 15236 Jacobsdorf wurde die Genehmigung nach § 16
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf
dem Grundstiick in 15236 Jacobsdorf, Biegener Strafle 15 in der
Gemarkung Pillgram, Flur 2, Flurstiicke 80 und 341 eine Bio-
gasanlage wesentlich zu dndern (Az.: G04724).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

»l.  Entscheidung

1. Der Firma BKW Pillgram GmbH & Co. KG (im Folgen-
den: Antragstellerin), Lichtenberger Weg 4 in 15236 Ja-
cobsdorfwird die

Genehmigung

nach § 16 Abs. 2 BImSchG erteilt, eine Anlage zur bio-
logischen Behandlung von Giille (im Folgenden: Bio-
gasanlage) auf dem Grundstiick in 15236 Jacobsdorf,
Biegener Strafle 15,

Gemarkung: Pillgram,
Flur: 2
Flurstiicke: 80 und 341

in dem unter Ziffer 1I. und IIl. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Einhaltung der unter Zif-
fer IV, genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen (NB)
zu dndern.
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2. Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende
Entscheidungen:

- die Baugenehmigung nach § 72 Abs. 1 Satz 1 der
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) mit der Zu-
lassung der beantragten Abweichungen (Reduzierung
der Abstandsflichen zwischen Heizcontainer und
BHKW-Container gegen Null, zwischen Uberdachung
des AdBlue-Tanks und BHKW-Container gegen Null
und zwischen Stiitzwand Fahrsiloanlage und BHKW-
Container aufje ca. 1,03 m) gemdfs § 67 Abs. 1 BbgBO
von der Vorschrift des § 6 Abs. 3 BbgBO und

- die Anordnung von Mafinahmen gemdfs § 100 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) zur Errichtung/Anderung
von Anlagen zum Umgang mit wassergefihrdenden
Stoffen

3. Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

VIII. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt fiir Umwelt mit Sitz in
Potsdam erhoben werden.*

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Die gednderte Anlage unterliegt den Bestimmungen der Richt-
linie 2010/75/EU {iber Industrieemissionen (IED).

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird
in der Zeit vom 17. Juli 2025 bis einschliefilich 30. Juli 2025
auf der Internetseite des Landesamtes fiir Umwelt Brandenburg

unter https://Ifu.brandenburg.de/info/genchmigungen-ost zu-
ginglich gemacht.

Es besteht zusitzlich die Moglichkeit, eine leicht zu erreichende
Zugangsmoglichkeit zur Verfligung gestellt zu bekommen.

Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als zugestellt.
Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt fiir Umwelt mit
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. 1
S. 1274; 2021 1 S. 123), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 24. Februar 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 58)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2017 (BGBI. I S. 1440), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBI. 2024 1
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBL. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 225)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Allgemeinverfiigung
zur Festsetzung der Datenkategorisierungen
fiir die in der Geowissenschaftlichen Datenbank
(GeoDaB) des Landesamtes fiir Bergbau, Geologie
und Rohstoffe Brandenburg vorgehaltenen,
nichtstaatlichen geologischen Bohrdaten

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe Brandenburg
Vom 19. Mai 2025

Das Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe Branden-
burg (LBGR) erlésst auf der Grundlage von § 29 Absatz 5 des
Geologiedatengesetzes (GeolDG) vom 19. Juni 2020 (BGBI. 1
S. 1387) die folgende

Allgemeinverfiigung

zur Festsetzung der Datenkategorisierungen fiir die in der Geo-
wissenschaftlichen Datenbank (GeoDaB) des LBGR vorgehal-
tenen, nichtstaatlichen geologischen Bohrdaten.

Das LBGR setzt fiir nichtstaatliche geologische Daten, die
vor dem 30. Juni 2020 auf Grund des Lagerstittengesetzes
(LagerStG) oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften an das
LBGR iibermittelt oder iibergeben worden sind und die das
LBGR im Rahmen des Lagerstéttengesetzes beziehungsweise
anderer Rechtsvorschriften archiviert hat, Folgendes fest:

1 Festsetzung
1.1 Fiir die Bohrungsdaten

- Bohrungsbezeichnung

- Bohrungsidentnummer des LBGR

- Koordinaten des Bohransatzpunktes (GauB-Kriiger-
Bessel sowie UTM-Koordinatensysteme)

- Ansatzhohe

- Endteufe

- Aufschlusszweck

- Bohrzeit Anfang
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- Bohrzeit Ende
- Bohrverfahren

wird die Datenkategorie ,,Nachweisdaten* im Sinne des
§ 3 Absatz 3 Nummer 1 GeolDG festgesetzt.

Fiir die den Bohrungsdaten nach Nummer 1.1 zugeord-
neten

- geophysikalischen Messungen

- Schichtenverzeichnisse

- Wasseranalysen

- Messdaten des Bohrlochverlaufs

- Daten zu Isotopengehalten

- Daten zum Alter des Grundwassers

wird die Datenkategorie ,,Fachdaten* im Sinne des § 3
Absatz 3 Nummer 2 GeolDG festgesetzt.

Fiir die den Bohrungsdaten nach Nummer 1.1 zugeord-
neten

- TRT/GRT-Berichte

wird die Datenkategorie ,,Bewertungsdaten” im Sinne
des § 3 Absatz 3 Nummer 3 GeolDG festgesetzt.

Verbffentlichung, Inkrafttreten

Diese Allgemeinverfiigung wird gemiB § 1 Absatz 1 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes fiir das Land Branden-
burg (VwV{GBbg) in Verbindung mit § 41 Absatz 3 und 4
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwV{G) offentlich
bekannt gegeben. Die Verdffentlichung dieser Allge-
meinverfiigung erfolgt im Internet unter der Adresse
https://Ibgr.brandenburg.de. Die Allgemeinverfiigung gilt
am Tag nach der Verdffentlichung im Internet als bekannt
gegeben und wirksam nach § 41 Absatz 4 Satz 4 VwVTG.

Die Allgemeinverfiigung wird nachrichtlich ohne Be-
griindung und ohne Anlage auch im Amtsblatt fiir Bran-
denburg veroffentlicht.

Die Allgemeinverfiigung, die Begriindung und die An-
lage konnen im Internet unter den Adressen

https://Ibgr.brandenburg.de/Ibgr/de/aktuell/
bekanntmachungen-nach-geologiedatengesetz

und

https://geo.brandenburg.de

sowie wie beim

Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR)
Inselstraf3e 26

03046 Cottbus

eingesehen werden.

Fiir diese Allgemeinverfligung werden keine Kosten er-
hoben.

Griinde:

Das Geologiedatengesetz hat zum Ziel, auch nichtstaat-
liche geologische Daten unter Beachtung der gesetzlich vor-
gegebenen Fristen oOffentlich bereitzustellen sowie diese Daten
fiir die offentliche Hand zur Verfligung zu stellen, wenn dies
zur Erfiillung einer 6ffentlichen Aufgabe erforderlich ist. Mit
Inkrafttreten des Geologiedatengesetzes entsteht fiir die zu-
stindige Behorde die Verpflichtung, vorhandene geologische
Daten in bundesgesetzlich vorgegebene Datenkategorien ein-
zustufen und sie nach Mallgabe des Gesetzes offentlich bereit-
zustellen. Die Fristen zur offentlichen Bereitstellung nicht-
staatlicher geologischer Daten richten sich nach der jeweiligen
Datenkategorie. Geologische Datenkategorien sind Nachweis-
daten, Fachdaten und Bewertungsdaten.

Mit dieser Allgemeinverfiigung bestimmt das LBGR fiir nicht-
staatliche geologische Daten die Datenkategorien, Nachweis-
daten und Fachdaten fiir die in der Anlage aufgefiihrten Boh-
rungsdaten. Die Nachweisdaten sowie die Fachdaten sind dem
LBGR auf Grund des Lagerstittengesetzes oder auf Grund
anderer Rechtsvorschriften von den Ubermittlungspflichtigen
iibergeben worden. Die konkreten Fachdaten im Einzelfall
werden mit dieser Allgemeinverfiigung nicht bekannt gegeben.

Das LBGR beabsichtigt, die hier betroffenen nichtstaatlichen
Nachweisdaten und Fachdaten 6ffentlich bereitzustellen. Nach-
weisdaten sind spitestens drei Monate nach Ablauf der An-
zeige- und Ubermittlungspflichten nach § 26 GeolDG 6ffentlich
bereitzustellen. Nichtstaatliche Fachdaten werden nach Ablauf
von fiinf Jahren (§ 27 GeolDG) und nichtstaatliche Fachdaten,
die zum Zwecke einer gewerblichen Tétigkeit tibermittelt wor-
den sind, nach dem Ablauf von zehn Jahren (§ 27 Absatz 2
GeolDG) nach Ablauf der Ubermittlungsfrist 6ffentlich bereit-
gestellt. Nichtstaatliche Bewertungsdaten werden nicht 6ffent-
lich bereitgestellt (§ 28 GeolDG).

Die offentliche Bereitstellung hat unter Beachtung des Schut-
zes Offentlicher und sonstiger Belange bei verbundenen Daten
(§§ 31, 32 GeolDQG) zu erfolgen.

IL.

Zu 1 Die Festsetzung der Datenkategorien ergibt sich aus § 29
Absatz 5 GeolDG. Danach setzt die zustidndige Behorde
die Datenkategorie der Daten fest, die vor dem 30. Juni
2020 auf Grund des Lagerstittengesetzes oder auf Grund
anderer Rechtsvorschriften an die zustindige Behorde
iibermittelt oder iibergeben worden sind. Die Festsetzung
ist ein Verwaltungsakt. Es handelt sich hier um die Fest-
setzung der Datenkategorisierungen von geologischen
Daten zu Nummer 1 in Nachweisdaten und Fachdaten.
Bewertungsdaten werden mit dieser Allgemeinverfiigung
nicht kategorisiert und festgesetzt.

1.1 Die Zustidndigkeit des LBGR ergibt sich aus § 3 Ab-
satz 3 der Verordnung iiber wirtschaftsrechtliche Zu-
standigkeiten (WiZV) vom 7. September 2009 (GVBI. I
S. 604), die zuletzt durch Verordnung vom 22. April 2021
(GVBI. II Nr. 45) gedndert worden ist.
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1.2 Von einer Anhdrung im Rahmen dieser Allgemeinver-
fligung ist nach § 28 Absatz 3 Nummer 4 VwV{G in Ver-
bindung mit § 1 VwV{GBbg vom 7. Juli 2009 (GVBI. 1
S. 262, 264), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom
8. Mai 2018 (GVBL I Nr. 8 S. 4) gedndert worden ist,
wegen der Vielzahl der Beteiligten abgesehen worden.

1.3 Das LBGR setzt die Datenkategorien geologischer Daten
durch einen Verwaltungsakt in der Form der Allgemein-
verfligung fest. Die Allgemeinverfiigung richtet sich an
diejenigen, die vor dem 30. Juni 2020 auf Grund des
Lagerstittengesetzes oder auf Grund anderer Rechtsvor-
schriften geologische Daten an das LBGR {iibermittelt
oder libergeben haben.

1.4 Geologische Daten sind nach § 3 Absatz 3 Satz 1 GeolDG
in geologischen Untersuchungen gewonnene Nachweis-
daten, Fachdaten und Bewertungsdaten.

Die in Nummer 1.1 des Tenors genannten Bohrungsdaten
sind als Nachweisdaten (siche Anlage) zu bestimmen
und festzusetzen. Nachweisdaten sind nach § 3 Absatz 3
Satz 2 Nummer 1 GeolDG die geologischen Daten, die
geologischen Untersuchungen personlich, ortlich, zeit-
lich und allgemein inhaltlich zugeordnet werden.

Die in Nummer 1.2 des Tenors genannten Daten sind als
Fachdaten einzuordnen und festzusetzen. Fachdaten sind
nach § 3 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 GeolDG die geo-
logischen Daten, die mittels Messungen und Aufnahmen
gewonnen worden sind oder die mittels Messungen ge-
wonnen und mit den am Markt verfiigbaren technischen
Mitteln in vergleichbare und bewertungsfahige Daten
aufbereitet worden sind. Die Daten zu Nummer 1.2 sind
mittels Messungen und Aufnahmen gewonnen worden.

Zu?2 Die Allgemeinverfigung wird gemill § 29 Absatz 5
Satz 4 GeolDG in Verbindung mit § 41 Absatz 3
VwVIG im Internet offentlich bekannt gemacht. Die
Allgemeinverfiigung wird am Tag nach der Verdffent-
lichung im Internet wirksam nach § 41 Absatz 4 Satz 4
VwV1G. Die Allgemeinverfiigung richtet sich an alle
diejenigen Personen und Einrichtungen, welche vor dem
30. Juni 2020 auf Grund des Lagerstittengesetzes oder
auf Grund anderer Rechtsvorschriften geologische Daten
an das LBGR {ibermittelt oder iibergeben haben.

Zu 3 Die Kostenentscheidung beruht auf § 20 Nummer 2 des
Gebiihrengesetzes flir das Land Brandenburg (GebGBbg)
vom 7. Juli 2009 (GVBI. I S. 246), das zuletzt durch Ar-
tikel 5 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBI. I Nr. 32)
gedndert worden ist.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfiigung kann innerhalb eines Monats
nach ihrer Bekanntgabe Widerspruch eingelegt werden beim

Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR)
Inselstraf3e 26
03046 Cottbus

E-Mail: geologiedatengesetz@lbgr.brandenburg.de.

Hinweise:

Es wird darauf hingewiesen, dass das Ubermittlungsdatum der
geologischen Daten vor dem 30. Juni 2020 sich anhand § 3
Absatz 1 Satz 1 LagerStG orientiert. Das bedeutet, dass das
Ubermittlungsjahr fiir die geologischen Daten dem in der Geo-
wissenschaftlichen Datenbank (GeoDaB) des LBGR entspricht
und damit die in den §§ 26 bis 28 GeolDG benannten Ver-
jéhrungsfristen gelten.

Landesamt fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe (LBGR)

S. Fritze
Prasident

Allgemeinverfiigung
zur Festsetzung der Datenkategorisierungen
fiir nichtstaatliche Daten von geologischen
Untersuchungen (unter anderem
Baugrunduntersuchungen)
des Landesamtes fiir Bergbau, Geologie
und Rohstoffe Brandenburg

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe Brandenburg
Vom 20. Mai 2025

Allgemeinverfiigung

zur Festsetzung der Datenkategorisierungen fiir die im Landes-
amt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg (LBGR)
vorgehaltenen, nichtstaatlichen geologischen Daten von Bau-
grunduntersuchungen.

Das LBGR setzt fiir nichtstaatliche geologische Daten, die vor
dem 30. Juni 2020 auf Grund des Lagerstittengesetzes, des
Geologiedatengesetzes oder auf Grund anderer Rechtsvor-
schriften an das LBGR {iibermittelt oder tibergeben worden sind
und die das LBGR im Rahmen des Lagerstittengesetzes be-
ziehungsweise des Geologiedatengesetzes und anderer Rechts-
vorschriften archiviert hat, Folgendes fest:

1 Festsetzung

1.1  Fiir die Rammkernbohrungen (siche Anlage: Tabelle der
Berichte der geologischen Untersuchungen, unter ande-
rem Baugrunduntersuchungen) wird

a) bei Bohrungen (unter anderem Baugrundbohrungen)

- Bohrungsbezeichnung

- Bohrungsidentnummer des LBGR

- Koordinaten des Bohransatzpunktes (Gauf3-Krii-
ger-Bessel sowie UTM-Koordinatensysteme)

- Ansatzhohe

- Endteufe

- Aufschlusszweck
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- Bohrzeit Anfang
- Bohrzeit Ende
- Bohrverfahren

b) bei Messungen (unter anderem Druckplattensondie-
rungen)

- Koordinaten des Bohransatzpunktes (Gauf3-Krii-
ger-Bessel sowie UTM-Koordinatensysteme)

- Ansatzhohe

- Endteufe

die Datenkategorie ,,Nachweisdaten” im Sinne des § 3
Absatz 3 Nummer 1 GeolDG festgesetzt.

Fiir die den Bohrungsdaten nach Ziffer 1.1 zugeordneten

- geophysikalischen Messungen

- Schichtenverzeichnisse

- Wasseranalysen

- Messdaten des Bohrlochverlaufs

- Daten zu Isotopengehalten

- Daten zum Alter des Grundwassers

- Sondierungsergebnissen

- Bodenkennwerten

- Bodenanalysen (Korngrofenverteilung, Glithverlust)
- geotechnischen Ergebnissen im Allgemeinen
- Daten aus Sickerversuchen

wird die Datenkategorie ,,Fachdaten* im Sinne des § 3
Absatz 3 Nummer 1 GeolDG festgesetzt.

Die geologischen Ergebnisse, die in Form eines Be-
richtes an das LBGR iibergeben worden sind, kénnen
Fachdaten und Bewertungsdaten enthalten, die nicht ein-
deutig voneinander trennbar aufgefiihrt sind. Solange die
Ergebnisse (Fachdaten und Bewertungsdaten) in Form
von verbundenen Daten vorliegen, werden diese Daten
wie Bewertungsdaten behandelt.

Verbffentlichung, Inkrafttreten

Diese Allgemeinverfiigung wird gemdl3 § 1 Absatz 1 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes fiir das Land Branden-
burg (VWV{GBDbg) in Verbindung mit § 41 Absatz 3 und
4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwV{G) offentlich
bekannt gegeben. Die Veroffentlichung dieser Allgemein-
verfligung erfolgt im Internet unter der Adresse https://lbgr.
brandenburg.de. Die Allgemeinverfligung gilt am Tag nach
der Verdffentlichung im Internet als bekannt gegeben und
wirksam nach § 41 Absatz 4 Satz 4 VwV{G.

Die Allgemeinverfiigung wird nachrichtlich ohne Be-
griindung und ohne Anlage auch im Amtsblatt fiir Bran-

denburg veroffentlicht.

Die Allgemeinverfiigung, die Begriindung und die An-
lage konnen im Internet unter den Adressen

https://Ibgr.brandenburg.de/Ibgr/de/aktuell/
bekanntmachungen-nach-geologiedatengesetz

und

https://geo.brandenburg.de

sowie wie beim

Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR)
Inselstrafle 26

03046 Cottbus

eingesehen werden.

3. Fiir diese Allgemeinverfiigung werden keine Kosten er-
hoben.
Griinde:
L

Das Geologiedatengesetz hat zum Ziel, auch nichtstaat-
liche geologische Daten unter Beachtung der gesetzlich vor-
gegebenen Fristen 6ffentlich bereitzustellen sowie diese Daten
fiir die offentliche Hand zur Verfiigung zu stellen, wenn dies
zur Erfiillung einer 6ffentlichen Aufgabe erforderlich ist. Mit
Inkrafttreten des Geologiedatengesetzes entsteht fiir die zu-
standige Behorde die Verpflichtung, vorhandene geologische
Daten in bundesgesetzlich vorgegebene Datenkategorien ein-
zustufen und sie nach Maligabe des Gesetzes 6ffentlich bereit-
zustellen. Die Fristen zur offentlichen Bereitstellung nicht-
staatlicher geologischer Daten richten sich nach der jeweiligen
Datenkategorie. Geologische Datenkategorien sind Nachweis-
daten, Fachdaten und Bewertungsdaten.

Mit dieser Allgemeinverfiigung bestimmt das LBGR fiir nicht-
staatliche geologische Daten die Datenkategorien, Nach-
weisdaten und Fachdaten fiir die in der Anlage aufgefiihrten
Bohrungsdaten. Die Nachweisdaten sowie die Fachdaten sind
dem LBGR auf Grund des Lagerstittengesetzes oder auf Grund
anderer Rechtsvorschriften von den Ubermittlungspflichtigen
iibergeben worden. Die konkreten Fachdaten im Einzelfall wer-
den mit dieser Allgemeinverfiigung nicht bekannt gegeben.

Das LBGR beabsichtigt, die hier betroffenen nichtstaatlichen
Nachweisdaten und Fachdaten 6ffentlich bereitzustellen. Nach-
weisdaten sind spitestens drei Monate nach Ablauf der An-
zeige- und Ubermittlungspflichten nach § 26 GeolDG 6ffentlich
bereitzustellen. Nichtstaatliche Fachdaten werden nach Ablauf
von flinf Jahren (§ 27 GeolDG) und nichtstaatliche Fachdaten,
die zum Zwecke einer gewerblichen Tétigkeit tibermittelt wor-
den sind, nach dem Ablauf von zehn Jahren (§ 27 Absatz 2
GeolDG) nach Ablauf der Ubermittlungsfrist &ffentlich bereit-
gestellt. Nichtstaatliche Bewertungsdaten werden nicht 6ffent-
lich bereitgestellt (§ 28 GeolDG).

Die offentliche Bereitstellung hat unter Beachtung des Schut-
zes Offentlicher und sonstiger Belange bei verbundenen Daten
(§§ 31, 32 GeolDG) zu erfolgen.

1L

Zu 1 Die Festsetzung der Datenkategorien ergibt sich aus § 29
Absatz 5 GeolDG. Danach setzt die zustidndige Behorde
die Datenkategorie der Daten fest, die vor dem 30. Juni
2020 auf Grund des Lagerstittengesetzes oder auf Grund
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anderer Rechtsvorschriften an die zustindige Behorde
tibermittelt oder iibergeben worden sind. Die Festsetzung
ist ein Verwaltungsakt. Es handelt sich hier um die Fest-
setzung der Datenkategorisierungen von geologischen
Daten zu Nummer 1 in Nachweisdaten und Fachdaten.
Bewertungsdaten werden mit dieser Allgemeinverfiigung
nicht kategorisiert und festgesetzt.

Die Zustiandigkeit des LBGR ergibt sich aus § 3 Absatz 3
der Verordnung iiber wirtschaftsrechtliche Zustindigkei-
ten (WiZV) vom 7. September 2009 (GVBI. 11 S. 604), die
zuletzt durch Verordnung vom 22. April 2021 (GVBL 11
Nr. 45) gedndert worden ist.

Von einer Anhorung im Rahmen dieser Allgemeinver-
fligung ist nach § 28 Absatz 3 Nummer 4 VwV{G in Ver-
bindung mit § 1 VwV{GBbg vom 7. Juli 2009 (GVBI. I
S. 262, 264), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 8. Mai 2018 (GVBL I Nr. 8 S. 4) gedndert worden
ist, wegen der Vielzahl der Beteiligten abgesehen wor-
den.

Das LBGR setzt die Datenkategorien geologischer Daten
durch einen Verwaltungsakt in der Form der Allgemein-
verfiigung fest. Die Allgemeinverfiigung richtet sich an
diejenigen, die vor dem 30. Juni 2020 auf Grund des
Lagerstittengesetzes oder auf Grund anderer Rechtsvor-
schriften geologische Daten an das LBGR iibermittelt
oder tibergeben haben.

Geologische Daten sind nach § 3 Absatz 3 Satz 1 GeolDG
in geologischen Untersuchungen gewonnene Nachweis-
daten, Fachdaten und Bewertungsdaten.

Die in Nummer 1.1 des Tenors genannten Bohrungsdaten
sind als Nachweisdaten (siche Anlage) zu bestimmen
und festzusetzen. Nachweisdaten sind nach § 3 Absatz 3
Satz 2 Nummer 1 GeolDG die geologischen Daten, die
geologischen Untersuchungen personlich, ortlich, zeit-
lich und allgemein inhaltlich zugeordnet werden.

Die in Nummer 1.2 des Tenors genannten Daten sind als
Fachdaten einzuordnen und festzusetzen. Fachdaten sind
nach § 3 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 GeolDG die geo-
logischen Daten, die mittels Messungen und Aufnahmen
gewonnen worden sind oder die mittels Messungen ge-
wonnen und mit den am Markt verfligbaren technischen
Mitteln in vergleichbare und bewertungsféhige Daten auf-
bereitet worden sind. Die Daten zu Nummer 1.2 sind mit-
tels Messungen und Aufnahmen gewonnen worden.

Die Allgemeinverfiigung wird gemédl § 29 Absatz 5
Satz 4 GeolDG in Verbindung mit § 41 Absatz 3 VwV{G
im Internet 6ffentlich bekannt gemacht. Die Allgemein-
verfliigung wird am Tag nach der Veréffentlichung im
Internet wirksam nach § 41 Absatz 4 Satz 4 VwVT{G. Die
Allgemeinverfiigung richtet sich an alle diejenigen Per-
sonen und Einrichtungen, welche vor dem 30. Juni 2020
auf Grund des Lagerstittengesetzes oder auf Grund ande-
rer Rechtsvorschriften geologische Daten an das LBGR
iibermittelt oder iibergeben haben.

Zu 3 Die Kostenentscheidung beruht auf § 20 Nummer 2 des
Gebiihrengesetzes flir das Land Brandenburg (GebGBbg)
vom 7. Juli 2009 (GVBL. I S. 246), das zuletzt durch Ar-
tikel 5 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBI. I Nr. 32)
gedndert worden ist.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfiigung kann innerhalb eines Monats
nach ihrer Bekanntgabe Widerspruch eingelegt werden beim

Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR)
Inselstra3e 26
03046 Cottbus

E-Mail: geologiedatengesetz@lbgr.brandenburg.de.

Hinweise:

Es wird darauf hingewiesen, dass das Ubermittlungsdatum der
geologischen Daten vor dem 30. Juni 2020 sich anhand § 3
Absatz 1 Satz 1 LagerStG orientiert. Das bedeutet, dass das
Ubermittlungsjahr fiir die geologischen Daten dem in der Geo-
wissenschaftlichen Datenbank (GeoDaB) des LBGR entspricht
und damit die in den §§ 26 bis 28 GeolDG benannten Ver-
jéhrungsfristen gelten.

Landesamt fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe (LBGR)

S. Fritze
Prisident

Bekanntmachung
zur Einschrinkung von Anzeige- und
Ubermittlungspflichten nach dem Geologiedatengesetz
des Landesamtes fiir Bergbau, Geologie
und Rohstoffe Brandenburg

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe Brandenburg
Vom 13. Mai 2025

Das Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe Branden-
burg (LBGR) gibt auf der Grundlage von § 11 Absatz 1 des
Geologiedatengesetzes (GeolDG) vom 19. Juni 2020 (BGBI. 1
S. 1387) die

Einschrinkung von Anzeige- und Ubermittlungspflichten
zur Ubermittlung von geologischen Daten bekannt.

Das LBGR ist nach § 37 Absatz 1 GeolDG in Verbindung mit
Artikel 1 der Vierten Verordnung zur Anderung der Verordnung
iiber wirtschaftsrechtliche Zustidndigkeiten vom 22. April 2021
(GVBL. II Nr. 45) zustédndig fiir die Umsetzung des Geologie-
datengesetzes in Brandenburg. Nach § 11 Absatz 1 GeolDG
kann die zustindige Behorde die Anzeige- und Ubermittlungs-
pflichten nach den §§ 8 bis 10 Absatz 1 GeolDG einschréinken,
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sofern die geologische Untersuchung mangels ihrer rdum-
lichen Ausbreitung oder ihres inhaltlichen Umfangs keine Be-
deutung fiir die staatliche geologische Landesaufnahme, die
Datensicherung, die 6ffentliche Bereitstellung oder die Zurver-
fligungstellung erwarten lasst.

Folgende Untersuchungen sind von der Einschrankung der An-
zeige- und Ubermittlungspflichten betroffen.

Die im Rahmen der Tétigkeit des Brandenburgischen Landes-
amtes fiir Denkmalpflege und Archéologisches Landesmuseum
oder durch dessen Beauftragung an Dritte durchgefiihrten und
durchzufithrenden Tatigkeiten (Arbeiten im Boden) sind von
der Anzeige- und Ubermittlungspflicht nach dem Geologie-
datengesetz ausgenommen.

Begriindung zur Einschrinkung und Ubermittlungspflicht
fiir die genannten Untersuchungen

Die im Rahmen einer archiologischen Grabung durchgefiihrten
Arbeiten im Boden erfolgen in Schwerpunktbereichen, welche
durch Bauvorhaben oder durch Zufallsfunde von zivilisations-
geschichtlicher Bedeutung vorgegeben werden. In dem Schwer-
punktbereich Bauvorhaben werden die begleitenden Grabungen
im Vorfeld von Bautétigkeiten und im Bereich der Bauwerks-
errichtungen durchgefiihrt. In diesem Schwerpunktbereich und

der dabei zu erwartenden Bearbeitungstiefe von wenigen Me-
tern sind die geologischen Informationsgewinne als gering bis
nicht vorhanden einzuschétzen.

Des Weiteren erfolgen archdologische Grabungen an Orten mit
Siedlungsgeschichte, wo der geologische, gewachsene Unter-
grund durch die Besiedlung stark anthropogen beeinflusst wurde.

Die bei den Grabungen eingesetzten Suchbohrungen (ohne
Schichtansprache), geophysikalischen Methoden (magnetische
Messung, geoelektrische Messungen) liefern keine geologisch
verwertbaren Informationen, da diese einen Messbereich ein-
setzen, der keine oder nur unzureichende Informationen zum
geologischen Untergrund liefern kann.

Das LBGR sieht fiir die aufgefiihrten Untersuchungen keine
Bedeutung im Sinne der staatlichen geologischen Landesauf-
nahme. Diese Untersuchungen enthalten beziehungsweise ge-
nerieren keine Aussagen iiber den gewachsenen geologischen
Untergrund.

Landesamt fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe Brandenburg

S. Fritze
Prisident

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Ungiiltigkeitserklidrung von Dienstausweisen
Landkreis Barnim

Der auf den Namen Tanja Schendel ausgestellte und abhanden-
gekommene graue Vollstreckungsausweis der Mitarbeiterin des
Landkreises Barnim, Dienstausweisnummer 445, ausgestellt
am 3. Juni 2019, wird hiermit fiir ungiiltig erklart.

Polizeiprisidium Land Brandenburg

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienstaus-
weis von Herrn Chris Heidepriem, Dienstausweisnummer
107095, Kartennummer 12137, Farbe blau, ausgestellt am
04.04.2025 durch den Zentraldienst der Polizei des Landes
Brandenburg, wird hiermit fiir ungiiltig erklart.

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienstaus-
weis von Herrn Martin Lehmann, Dienstausweisnummer
102041, Kartennummer 03682, Farbe blau, ausgestellt am
20.06.2017 durch den Zentraldienst der Polizei des Landes
Brandenburg, wird hiermit fiir ungiiltig erklart.

Hochschule der Polizei

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienstaus-
weis von Herrn Tom-Niklas Kirschner, Dienstausweisnum-
mer 106526, Kartennummer 10638, Farbe blau, ausgestellt
am 18.11.2022 durch den Zentraldienst der Polizei des Landes
Brandenburg, wird hiermit fiir ungiiltig erklart.
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NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gliubigeraufrufe

Der Verein Jugendclub Hohenleipisch/Dreska e. V., Miihlen-
weg 3, 04934 Hohenleipisch OT Dreska, ist am 13. Juni 2025
aufgelost worden. Die Glaubigerinnen und Gldubiger werden
aufgefordert, bestehende Anspriiche gegen den Verein bei nach-
stehend genanntem Liquidator anzumelden:

René Schone
Stidstrafie 19
04934 Hohenleipisch

Der Verein Ginsestiibchen e. V., Saarlandstralie 21, 16816 Neu-
ruppin, ist am 3. Dezember 2024 aufgeldst worden. Die Gldu-
bigerinnen und Glaubiger werden aufgefordert, bestehende An-

spriiche gegen den Verein bei nachstehend genannten Liquida-
torinnen anzumelden:

Kathrin Borchert
Saarlandstrafie 21
16816 Neuruppin

Mandy Arppe-Schulz
Saarlandstraf3e 21
16816 Neuruppin

Der Verein Kulturtreff Schonermark e. V., ¢/o Roland Bohn,
Schonermarker Landstrale 33, 16303 Schwedt/Oder, ist am
6. November 2024 aufgeldst worden. Die Glaubigerinnen und
Glaubiger werden aufgefordert, bestehende Anspriiche gegen
den Verein bei nachstehend genanntem Liquidator anzumelden:

Roland Bohn
Schonermarker Landstraf3e 33
16303 Schwedt/Oder

Herausgeber: Ministerium der Justiz und fiir Digitalisierung des Landes Brandenburg,
Anschrift: 14473 Potsdam, Heinrich-Mann-Allee 107, Telefon: 0331 866-0.
Der Bezugspreis betrégt jahrlich 75,00 EUR (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Einweisung kann jederzeit erfolgen.
Die Berechnung erfolgt im Namen und fiir Rechnung des Ministeriums der Justiz und fiir Digitalisierung des Landes Brandenburg.
Die Kiindigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zulissig; sie muss bis spétestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein.
Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Anderungswiinsche und sonstige Anforderungen
sind an die Wolters Kluwer Deutschland GmbH zu richten.
Herstellung, Verlag und Vertrieb: Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Wolters-Kluwer-Strafie 1, 50354 Hiirth, www.wolterskluwer.de,
Kundenservice: Telefon 02233 3760 7201, Fax 02233 3760 7202, E-Mail: info-wkd@wolterskluwer.com.

Das Amtsblatt fiir Brandenburg ist im Internet abrufbar unter www.landesrecht.brandenburg.de (Veréffentlichungsblitter [ab 1998]),
seit 1. Januar 2007 auch mit sémtlichen Bekanntmachungen (aufler Insolvenzsachen) und Ausschreibungen.



	Inhalt
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
	SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN
	Ungültigkeitserklärung von Dienstausweisen
	NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
	Gläubigeraufrufe

